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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 33 ,,Steinwegswiesen, 1. Anderung“
Stadt Wetter (Hessen), Kernstadt Seite 1

1 Allgemeine Planungsvoraussetzungen

1.1 Planungsanlass und Erforderlichkeit

Am nordlichen Ortsrand von Wetter (Hes-
sen) soll eine neue Rettungswache des
Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. errichtet wer-
\ den.
NG Die bestehende Rettungswache des Jo-
FURG hanniter-Unfall-Hilfe e.V. wurde im Jahre
2007 auf dem privaten Grundstiick ,Fran-
A kenberger Stralle 13a“ errichtet. Aufgrund
we > des Umstandes, dass dort nur eine Fahr-
i) ' zeughalle vorhanden ist, ist derzeit in
Wetter nur ein Rettungswagen stationiert.
Die Einsatzzahlen haben sich in den letz-
ten Jahren vervielfacht. Ein zweiter Ret-
tungswagen fur Wetter ist bereits vorhan-
den, aber aufgrund der fehlenden Unter-
stellmoglichkeit nicht in Wetter, sondern
in Marburg stationiert. Sogar die Statio-
nierung eines dritten Rettungswagens

Abbildung 1: Rdumliche Lage — Ausschnitt OSM

kdnnte kurz- bis mittelfristig nétig werden.

Am derzeitigen Standort ist eine bauliche Fahrzeughallen-Erweiterung mit den dann
ebenfalls notwendig werdenden gréReren Lagerflachen, Ruhe-, Aufenthaltsraumen etc.
aufgrund der Eigentumssituation und GrundstticksgroRRe nicht maglich.

Das fiir den erforderlichen Neubau des Rettungsstiitzpunktes vorgesehene Grundstiick
befindet sich westlich neben dem FuRballplatz des VfB 09 Wetter mit direkter Anbindung
an die Kreisstralle K 123. Die Flache ist bereits im Zugriff der Gemeinde. Aufgrund der
standortlich hervorragenden Lage in unmittelbarer Nahe zur Bundesstralle B 252 sowie
mehrerer Kreisstralen kénnen Uber diesen Standort die geforderten Hilfsfristen gewahr-
leistet werden. Verflugbare Standorte im bebauten Siedlungszusammenhang mit ver-
gleichbaren Standortqualitaten sind in der Kernstadt Wetter (Hessen) nicht vorhanden.

Im Flachennutzungsplan (FNP) ist das Plangebiet bisher als ,Flache fir Sport- und Spiel-
anlagen, Zweckbestimmung Sportanlagen” dargestellt. Um das Bauvorhaben an dieser
Stelle realisieren zu kénnen, ist eine Anderung des Flachennutzungsplans sowie des
Bebauungsplans erforderlich. Es ist vorgesehen, im Plangebiet eine ,Flache fir den Ge-
meinbedarf; Rettungswache* festzusetzen.

Bei der Planung handelt es sich um eine Mallnahme, die der Gefahrenabwehr und damit
der allgemeinen Daseinsvorsorge dient. Aufgrund dessen ist die Bauleitplanung im 6f-
fentlichen Interesse.

Die Gemeinde Wetter (Hessen) hat infolgedessen am 28.05.2024 gem. § 2 (1) BauGB
die Beschlusse zur Aufstellung des ,Bebauungsplans Nr. 33 ,Steinwegswiesen, 1. An-
derung“ sowie zur Anderung des Flachennutzungsplans in diesem Bereich gefasst.
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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 33 ,,Steinwegswiesen, 1. Anderung“
Stadt Wetter (Hessen), Kernstadt Seite 2

1.2 Raumliche Lage und Verkehrsanbindung

1391

Flur 27

Flur 20

Am Aspher Wege

Abbildung 2: Plangebiet auf ALKIS-Basis Abbildung 3: Plangebiet auf Luftbildbasis

Das Plangebiet liegt am nordwestlichen Stadtrand der Kernstadt Wetter. Die Flache bil-
det den westlichen Rand eines Bandes an Sport-/Freizeiteinrichtungen (Sportplatz, Reit-
anlage). Im Norden und Westen grenzen landwirtschaftliche Nutzflachen an.

Suidlich verlauft die Kreisstralle K 123, welche eine Querverbindung zwischen der Kreis-
stral’e K 13 (Wetter-Minchhausen) im Osten und der Bundesstralte B 252 im Westen
darstellt.

Das Plangebiet stellt sich als eine allseitig durch Stabgitterzaun eingefasste ,artenarme
Frischwiese"! dar. Der rd. 1 ha groRe Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt in der
Gemarkung Wetter und umfasst folgende Flurstiicke:

Flur 20 ‘ Flurstliick 74/2 tw. und Wegeflurstiick 165
Flur 27 ‘ Flurstuck 262 tw., 263 tw. und Wegeflurstiicke 176/3, 261, 266 tw.
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Abbildung 4: Anbindungsentwurf (Ing.-Bliro Gringel)

1 Bewertung gem. Umweltbericht inkl. Griinordnung
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In den Geltungsbereich einbezogen wird der sudlich angrenzende Abschnitt der Kreis-
stral’e sowie der westlich tangierende Wirtschaftsweg. Zur Gewahrleistung einer ord-
nungsgemalfen ErschlieBung ist ein richtlinienkonformer Ausbau der Anbindung des
derzeitigen Wirtschaftweges an die K 123 erforderlich.

Der hierzu vorliegenden Anbindungsentwurf basiert auf den Ergebnissen und Empfeh-
lungen einer im Vorfeld der Bauleitplanung beauftragten Verkehrsuntersuchung?.

Diese kommt zusammenfassend zu folgendem Ergebnis:

Aufbauend auf den zu erwartenden Ziel- und Quellverkehrsstdrken der geplanten Jo-
hanniter Rettungswache und der vorgesehenen Gewerbefldche sowie den Ergebnissen
von Verkehrserhebungen, die die Stadt Wetter durchgefiihrt hat, wurden im Abschnitt 3
die Dimensionierungsbelastungen des Anschlussknotenpunkt der geplanten Feuerwehr-
zentrale an die L3268 bezogen auf den Prognosehorizont 2035 ermittelt.

Die auf der Grundlage dieser Dimensionierungsverkehrsstédrken und des ,Handbuchs
fiir die Bemessung von Stral3enverkehrsanlagen HBS* sowie der ,Richtlinien fiir die An-
lage von LandstraBen” (RAL)" in den Abschnitten 4 und 5 durchgefiihrten Dimensionie-
rungen und Nachweise ergaben, dass der Anschlussknotenpunkt der geplanten Johan-
niter Rettungswache mit der vorgesehenen Gewerbefldche an die K123 die zu erwar-
tenden Ziel- und Quellverkehre aufnehmen kann: Auch ohne die nach den RAL erforder-
lichen Aufstellbereiche weisen die Verkehrsstréme der K123 die beste Qualitétsstufe A
auf.

1.3 Bebauungs- und ErschlieBungskonzept

Gewerbeflachen
(rd. 3.600 qm)

Gy

<F N \ .
" = 3\ Rettungswache,,
¢ (rd. 2.500 qm) *

Das aktuelle Flachenkonzept sind den Neubau der Rettungswache unmittelbar im Zu-
fahrtsbereich zur KreisstralRe auf einer rd. 2.500 m? groRen Flache vor.

2 Siehe Anlage: Verkehrsuntersuchung und Vorplanung einer Anschlussstelle fiir den Neubau einer Rettungswache und
einer Gewerbeflache an die KreisstraRe K123, Prof. Norbert Fischer-Schlemm, Gieflen-Allendorf, 21.11.2024
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Der nérdlich angrenzende verbleibende Teil des Flurstlicks mit einer Flache von rd.
3.600 m? soll als Gewerbegebiet ausgewiesen werden und fiir eine konkrete Nachfrage
eines ortlichen Gewerbebetriebes, der am bisherigen Standort in der Siedlungslage
keine Erweiterungsmoglichkeiten mehr hat.

Diese Gewerbeflachenausweisung soll die erste Stufe einer bereits auf Ebene des in
Neuaufstellung befindlichen Regionalplans Mittelhessen beantragten Ausweisung wei-
terer Gewerbeflachen im stidwestlichen Anschluss sein. Der geplante Ausbau der An-
bindung an die Kreisstralde bericksichtigt bereits diese Bestrebungen, die im aktuellen
Entwurf des Regionalplan Mittelhessen, Stand 2025, bereits durch die Ausweisung eines
,vorranggebietes Industrie und Gewerbe Planung“ (siehe Abbildung 7) bertcksichtigt
wurde.

2 Planverfahren

Die Mdglichkeit zur Aufstellung der Planung im vereinfachten (§ 13 BauGB) oder be-
schleunigten Verfahren (§ 13a BauGB) besteht nicht, insofern sind der Bebauungsplan
sowie die FNP-Anderung in einem zweistufigen Regelverfahren mit Umweltprifung auf-
zustellen.

2.1 Verfahrensschritte

Folgende gesetzlich vorgeschriebene Verfahrensschritte hat der Bauleitplan bereits
durchlaufen:

Nr. | Verfahrensschritt mit Rechtsgrundlage Datum / Zeitraum

1. | Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 28.05.2024

5 Fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 laufend
BauGB

3 Fruhzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tra-

ger offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB laufend
S vom__._ .

4. | Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB bis . .
Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager offentli- vom__ . .

cher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB bis__._ ..
6. | Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB -

Inkrafttreten durch ortslbliche Bekanntmachung des Sat-
zungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB E—
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3 Bodenschutz in der Bauleitplanung

Mit Novellierung des Baugesetzbuchs im Jahr 2013 wurden zwei wesentliche Anderun-
gen in Bezug auf den Bodenschutz in der Bauleitplanung aufgenommen. Diese betreffen
in Bezug auf die stadtebauliche Entwicklung zum einen den Grundsatz des Vorrangs der
Innenentwicklung (§ 1 Abs. 5 BauGB, ,Vorrang der Innenentwicklung3) und zum ande-
ren die erhdhte Begriindungspflicht bei der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald
genutzter Flachen (§ 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB ,Umwidmungssperrklausel“4) und erho-
hen somit auch die Anforderungen an den ebenfalls in § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB ge-
nannten ,schonenden Umgang mit Grund und Boden* (,Bodenschutzklausel®).

Die 0.g. Neuregelungen normieren jedoch ,nicht etwa eine strikte Rechtspflicht (OVG
Miinster Urt. v. 28. 6. 2007 — 7 D 59/06.NE, aaO vor Rn. 1). Sie sind vielmehr ,in der
Abwéqung zu berticksichtigen® (§ 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB) und beinhalten damit eine
LAbwégungsdirektive“®

3.1 Vorrang der Innenentwicklung und Umwidmungssperrklausel

Gemal § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB sollen zur Verringerung der zusatzlichen Inanspruch-
nahme von Flachen fur bauliche Nutzungen die Méglichkeiten der Entwicklung der Ge-
meinde, insbesondere

e durch Wiedernutzbarmachung von Flachen, Nachverdichtung und andere Maflinah-
men zur Innenentwicklung genutzt sowie

e Bodenversiegelungen auf das notwendige Mal begrenzt werden.
Daruber hinaus sollen gemaR § 1a Abs. 2 Satz 2+4 BauGB

e landwirtschaftlich, als Wald oder fur Wohnzwecke genutzte Flachen nur im notwen-
digen Umfang umgenutzt werden. Die Notwendigkeit ist zu begriinden.

Bewertung:
a. Innenentwicklung
Im vorliegenden Fall ist aufgrund der Besonderheit der Planungsaufgabe und der stad-

tebaulichen Rahmenbedingungen eine Berucksichtigung des ,Vorrangs der Innenent-
wicklung“ nicht méglich. Die Grinde hierfur kénnen wie folgt zusammengefasst werden:

e Betrachtet man die Siedlungsstruktur in der Kernstadt Wetter wird deutlich, dass
innerhalb der Ortslage keine Flachenpotenziale/ Baullicken vorhanden/ verfugbar

3§ 1 Abs. 5 BauGB:

,Die Bauleitpldne sollen eine nachhaltige stddtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschiit-
zenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenliber kiinftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und
eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewéhrleisten. [...] Hierzu soll die stadtebauli-
che Entwicklung vorrangig durch MaBnahmen der Innenentwicklung erfolgen.*”

4§ 1a Abs. 2 BauGB

»Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusétzlichen
Inanspruchnahme von Fléchen fiir bauliche Nutzungen die Méglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere
durch Wiedernutzbarmachung von Flachen, Nachverdichtung und andere MalBnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen
sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Mal3 zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder fiir Wohnzwecke
genutzte Fldchen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. [...] Die Notwendigkeit der Umwandlung land-
wirtschaftlich oder als Wald genutzter Fldchen soll begriindet werden: dabei sollen Ermittlungen zu den Méglichkeiten der
Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachfldchen, Gebdudeleerstand, Bauliicken und an-
dere Nachverdichtungsmaéglichkeiten zéhlen kénnen.*

5 Zit. nach: Beck scher Online-Kommentar BauGB, Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg/ Krautzberger, 115. Ergédnzungslieferung
2014 — Rn. 62-62c.
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sind, die eine ausreichende GroRe fur die Entwicklung von einem Rettungsstuitz-
punkt bieten.

e Abgesehen von den nicht-vorhandenen innerdrtlichen Flachenpotentialen ist bei ei-
nem Rettungsstitzpunkt die Erreichbarkeit im Alarmfall essentiell. Hier bietet eine
Flache am Ortsrand - und hier im Besonderen die aktuelle Flache mit unmittelbarem
Anschluss der Kreisstrale 123 - grundsatzlich erhebliche Vorteile gegenuber in-
nerortlichen Lagen.

Fazit: Durch die 0.g. Argumente wird deutlich, dass die notwendigen Grundstucksflachen
fur den Neubau eines Rettungsstitzpunktes nach Untersuchung und Abwéagung der As-
pekte der Gefahrenabwehr, der Standortanforderungen und der Flachenverflgbarkeit
nicht im Rahmen der Innenentwicklung akquiriert werden konnen.

b. Umwidmungssperrklausel

Das Plangebiet umfasst eine Flache, die bereits durch den Bebauungsplan Nr. 33 ,Stein-
wegswiesen” als ,Flache fur Sport- und Spielanlagen” festgesetzt wurde (siehe Kap. 0).
Die Flache ist mit einem Stabgitterzaun eingezaunt und wird nicht mehr landwirtschaft-
lich genutzt. Insofern wird durch die vorliegende Umwidmung die Umwidmungssperr-
klausel nicht beruhrt.

4 Planerische Rahmenbedingungen

4.1 Regionalplan Mittelhessen (RPM)

\ Hogelber%

Abbildung 6: Regionalplan Mittelhessen 2010 Abbildung 7: Regionalplan Mittelhessen — Entwurf 2025

Die Stadt Wetter (Hessen) ist im Regionalplan Mittelhessen 2010 als Grundzentrum im
Strukturraum Léndlicher Raum eingestuft mit Wetter (Hessen) als zentralem Ortsteil. In
der Kernstadt soll daher der Schwerpunkt der Siedlungsentwicklung (Uber die Eigenent-
wicklung hinaus) erfolgen.

Das Plangebiet liegt gem. Regionalplan Mittelhessen 2010 in einem ,Vorranggebiet fir
Landwirtschaft®. Die durch den Bebauungsplan Nr. 33 ,Steinwegswiesen® bereits fest-
gesetzten Sport- und Freizeitanlagen inkl. der dazu geanderten Flachennutzungspland-
arstellungen, finden sich nicht in der Gebietskonzeption des Regionalplan Mittelhessen
2010 wider, d.h. auch zur vorliegenden 1. Anderung des 0.g. Bebauungsplans besteht
formal ein Konflikt, jedoch kann aufgrund der geringen Flachengréf3e nicht von einer
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.,Raumbedeutsamkeit® ausgegangen werden, da die beiden bestimmenden Kriterien:
Raumbeanspruchend® und Raumbeeinflussend” nicht erfillt sind.

Agarstrukturelle Belange sind vorliegend nicht betroffen, da das Plangebiet bereits seit
2010 durch den Bebauungsplan Nr. 33 ,Steinwegswiesen“ als Flache fur Sport- und
Spielanlagen festgesetzt ist und auch keiner landwirtschaftlichen Nutzung unterliegt.

Die ,,Vorbehaltsgebiete fiir besondere Klimafunktionen* sollen die Kalt- und Frisch-
luftentstehung sowie den Kalt- und Frischluftabfluss sichern, Produktion und Transport
von frischer und kihler Luft dirfen nicht behindert werden. Aufgrund der geringen Plan-
gebietsgrélRe und der im Bebauungsplan geregelten Beschrankung der Bebauungshohe
auf max. 12m, in Verbindung mit Festsetzungen zur anteiligen Begrinung von Dach-
sowie Grundstlcksfreiflachen ist nicht zu erwarten, dass Kalt- /Frischluftstrome behin-
dert und/oder spurbare Auswirkungen auf die Kaltluftentstehung vorbereitet werden.

Im aktuellen Entwurf zur Neuaufstellung des Regionalplans, Stand: 2025, ist das Plan-
gebiet inkl. der dstlich anschlieRenden Sport- und Reitanlage als ,Vorbehaltsgebiet fir
Landwirtschaft” ausgewiesen.

Mit den VBG fiir Landwirtschaft wird auf eine Erhaltung der Landwirtschaft hingewirkt.
Sie eréffnen aber auch Handlungsspielrdume fiir anderweitige Planungen und Mal3nah-
men, beispielsweise fiir Siedlungs- bzw. Industrie- und Gewerbevorhaben im Anschluss
an bebaute Ortslagen im Rahmen der kommunalen Eigenentwicklung.8

Nordlich des Plangebietes schlief3t sich ein grof3flachiges ,Vorranggebiet fur Landwirt-
schaft’ und westlich an das aktuelle Plangebiet schlie3t sich ein ,Vorranggebiet Industrie
und Gewerbe Planung® an. Mit der im Rahmen dieser Bebauungsplananderung erfolgten
Ausweisung eines Gewerbegebietes sowie der planungsrechtlichen Sicherung der Ver-
kehrserschlieRung wird ein 1. Schritt im Hinblick auf die geplante Ausweisung der o.g.
Gewerbeflachen in westlicher Richtung getatigt.

Insofern ist das Vorhaben als vereinbar mit den Zielen und Grundsatzen der Raumord-
nung einzustufen.

6/m Gegensatz zum ROG 1965 stellt das [aktuelle Raumordnungs]Gesetz nicht mehr darauf ab, dass durch die Planung
oder MalBnahme Grund und Boden in Anspruch genommen, sondern dass Raum in Anspruch genommen wird. Der Ge-
setzgeber wollte dadurch zum Ausdruck bringen, dass Grund und Boden in erheblichem Umfang in Anspruch genommen
werden muss, um eine Planung oder ein Vorhaben allein schon aus diesem Grund raumbedeutsam sein zu lassen. (zitiert
aus: Kommentar zum Raumordnungsgesetz, Spannowsky/Runkel/Goppel, C.H. Beck, 1. Auflage 2010)

7 Eine lediglich geringfiigige Beeinflussung der rdumlichen Struktur eines Gebietes reicht nicht aus. Eine gewisse Signi-
fikanz der Raumbeeinflussung ist erforderlich. Die Beeinflussung muss konkreter Art sein, d. h. hinsichtlich bestimmter
Wirkungen oder Effekte aufgezeigt werden. Dies kénnen rdumliche Umweltauswirkungen sein, dies kénnen Einkommens-
effekte, Versorgungseffekte oder Bevélkerungseffekte sein. Eine allgemeine und indifferente Beeinflussung der regiona-
len Entwicklung, die nicht hinsichtlich bestimmter Effekte konkretisiert wird, reicht nicht aus. (zitiert aus: Kommentar zum
Raumordnungsgesetz, Spannowsky/Runkel/Goppel, C.H. Beck, 1. Auflage 2010)

8 aus: Regionalplan Mittelhessen Entwurf der Neuaufstellung, Stand: 2025, Begriindung zu Ziff. 6.7.2
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4.2 Flachennutzungsplan (FNP)

|~ ™

Abbildung 8: Fldchennutzungsplan - vor der Anderung Abbildung 9: Fldchennutzungsplan - nach der Anderung

Der rechtswirksame Flachennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Wetter stellt das Plan-
gebiet gem. § 5 Abs. 2 Nr. 2a BauGB als ,Flache fur Sport- und Spielanlagen, Zweckbe-
stimmung Sportanlagen® dar.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzung fir die Umsetzung der neuen Ge-
bietskonzeption (siehe Kap. 1.3) ist parallel (sog. ,Parallelverfahren® nach § 8 Abs. 3
BauGB) zur Aufstellung des Bebauungsplans auch eine Anderung des Flachennut-
zungsplans erforderlich.

Demnach wird der stdliche Abschnitt des Plangebietes gedndert in die Darstellung als
.Flache fir den Gemeinbedarf; Rettungswache® und der nérdliche Teil als ,,Gewerbliche
Bauflache® (G).

Es ist daher davon auszugehen, dass der Bebauungsplan i.S. des § 8 Abs. 2 BauGB
aus den kinftigen Darstellungen des FNP entwickelt sein wird.
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4.3 Bebauungsplan Nr. 33 ,,Steinwegswiesen“

N 3 N > = > ~=

Abbildung 10: Bebauungsplan ,Steinwegswiesen“— Ausschnitt, unmaf3stéblich

Im Ursprungs-Bebauungsplan Nr. 33 "Steinwegswiesen" (rechtskraftig seit dem
02.09.2010) ist das Plangebiet als ,Flache fir Sport- und Spielanlagen, Zweckbestim-
mung Sportanlagen” festgesetzt.

Entlang der westlichen Begrenzung verlauft eine ,Verkehrsflache besonderer Zweckbe-
stimmung: Feldweg®.

Sudlich angrenzend ist eine ,Flache fir MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) mit der
Zweckbestimmung: ,Gewasser mit Uferschutzstreifen” festgesetzt.

Die sich sudlich daran anschlieRende Trasse der Kreisstralle K 123 ist als ,Strallenver-
kehrsflache festgesetzt.

4.4 Fachplanerische Rahmenbedingungen

4.4 1 Bauverbots- und Baubeschrankungszone

Der an das Plangebiet angrenzende Streckenabschnitt der K123 ist als ,freie Strecke®
einzustufen, gilt in diesem Bereich gem. § 23 Abs. 1 Hess. StralRengesetz (HStrG) die
stral’enrechtliche Bauverbotszone flr Hochbauten in einer Entfernung von 20 m, ge-
messen ab dem befestigten Fahrbahnrand der Landesstralle. Die Aulienbegrenzung der
Bauverbotszone ist im Planteil des Bebauungsplans nachrichtlich dargestellt und durch
die sich daran anlehnende Festsetzung der Baugrenze berlcksichtigt.

Die sich hieran anschliefende 20 m breite Baubeschrankungszone nach § 23 Abs. 1
HStrG wird ebenfalls durch entsprechende nachrichtliche Darstellungen in die Planun-
terlagen aufgenommen.

4.4.2 Gewasserrandstreifen

Sidlich des Plangebietes verlauft ein Gewasser, das im Bereich der geplanten Zufahrt
durch einen verrohrten Abschnitt auf die sidliche Seite der Kreisstrale wechselt.

Dieses Gewasser inkl. des Uferschutzstreifens wurde bereits im Zuge der Aufstellung
des Bebauungsplans Nr. 33 ,Steinwegswiesen® (siehe Kap. 0) durch die Festsetzung als
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,Flache fur Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft® (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) bericksichtigt. An diese Festsetzung
schlief3t sich im Norden die Festsetzung einer ,Flache fur Sport- und Spielanlagen® an.

Im Rahmen der vorliegenden Bebauungsplananderung erfolgt keine Beschneidung die-
ses Uferschutzstreifens.

4 4.3 Starkregenvorsorge

¢ - - - > > ~ > | Wie die FlieBpfadkarte des Starkregen-
viewers Hessen zeigt, liegt der groRte Teil
des Plangebietes ,aulRerhalb des Gefahr-
dungsbereichs®. FlieRpfade inkl. Puffer
verlaufen im Suden entlang der Kreis-
stralle K 123 sowie entlang des daran an-
grenzenden Gewassers mit Uferschutz-
streifen.

Diese Angaben basieren auf topographi-
schen Geldndeanalysen und kénnen da-
her keine realen Uberflutungstiefen abbil-
den. Die Karte stellt lediglich eine Poten-
Zialbetrachtung dar und beschreibt, wo
mdglicherweise FlielBpfade entstehen
kénnten. Je nach Lage und Stérke des
Niederschlags kénnen diese unterschied-
lich stark in Erscheinung treten.

Abbildung 7: HLNUG Starkregenviewer

Starkregenereignisse sind lokal eng begrenzte Ereignisse. So treten die héchsten Inten-
sitdten meist in Bereichen auf, die nicht gréRer als 1 km? sind. Auf den dargestellten
Abflusspfaden wird es im Ereignisfall daher niemals (berall gleichzeitig zu stark ausge-
pragten Abfliissen kommen.

Die Flie3pfade geben nur ein Potenzial der Gefdhrdung an: bei Geb&uden ist entschei-
dend, ob ein Keller vorhanden ist, ob dieser gut abgedichtet ist etc. Eine Einzelfallbe-
trachtung ist in jedem Fall notwendig. 9

Bei der im Zuge der geplanten Gebietsentwicklung noch zu erstellenden ErschlieSungs-
planung sind Topographie sowie FlieRpfade in die geplante Gelandemodellierung und
Gebietsentwasserung einzubeziehen.

4.4.4 Sonstiges

Nach folgenden Quellen sind tiber die u.g. Anforderungen keine weiteren Schutzgebiete/
Schutzgegensténde betroffen: Bestandsaufnahme, Naturegviewer Hessen, Bodenvie-
wer Hessen, Geoportal Hessen, GruSchuviewer Hessen, Hochwasserrisikomanage-
mentplan-Viewer, Regionalplan, Fldchennutzungsplan.

9 Zitiert aus: LStarkregen-Viewer" (Erlauterungstext) — Hess. Landesamt fir Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG),
April 2025
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5 Anderungsinhalte

768/2

1322

Am Aspher Wege

Abbildung 11: Bebauungsplan ,Steinwegswiesen, 1. Anderung* - Planteil

5.1 Art der baulichen Nutzung

5.1.1 Flache fir den Gemeinbedarf — Rettungswache

Das Plangebiet wird entsprechend der hier geplanten Nutzungen gem. §9 Abs. 1
Nr. 5 BauGB im Sidosten als ,Flache fur den Gemeinbedarf — Feuerwehr und westlich
davon als ,Flache fur den Gemeinbedarf — Rettungswache” festgesetzt.

Zulassig ist hier die Errichtung der Gebaude und aller notwendigen Nebenanlagen, Er-
schlieRBungsflachen, Freiflachen und Stellplatze fur den Betrieb einer Rettungswache.

5.1.2 Gewerbegebiet

Entsprechend der beabsichtigten und umgebenden Nutzung wird das Plangebiet Uber-
wiegend gem. § 8 BauNVO als "Gewerbegebiet" (GE) festgesetzt. Diese dienen vorwie-
gend der Unterbringung von nicht erheblich belastigenden Gewerbebetrieben, hierzu
zahlen beispielsweise Lagerhauser, Geschafts-, Buro- und Verwaltungsgebaude.

Ausnahmsweise kénnen daruber hinaus zugelassen werden: Wohnungen fur Aufsichts-
und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewer-
bebetrieb zugeordnet und ihm gegenilber in Grundflache und Baumasse untergeordnet
sind, Anlagen fur kirchliche, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Anlagen fur
sportliche Zwecke.

In Umsetzung der sog. ,Anpassungspflicht‘ nach § 1 Abs. 4 BauGB wird eine Beschran-
kung von Einzelhandel auf den Werksverkauf und ein genereller Ausschluss vom sons-
tigen Einzelhandel im Gewerbegebiet festgesetzt.

Davon ausgenommen ist als nicht innenstadtrelevante Warengruppen der Verkauf von
Kfz und Kfz-Zubehor.

Zur Vermeidung von Trading-Down-Effekten werden daruber hinaus ,Vergnigungsstat-
ten“ im Gewerbegebiet generell ausgeschlossen.
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Begriffsdefinitionen:

Der in der BauNVO verwandte Begriff der ,Vergnigungsstatte® ist stadtebaulicher
Natur und umfasst daher nur einen Teilbereich des Freizeit- und Unterhaltungssek-
tors. Er bezieht sich auf Einrichtungen, von denen im Hinblick auf die Art der angebo-
tenen Freizeitgestaltung bzw. wegen des mit ihrem Besuch verbundenen Alkoholkon-
sums negative Auswirkungen auf besonders schutzwirdige Nutzungsarten, vor allem
— aber nicht nur — auf die Wohnnutzung ausgehen.

Nach Fickert/Fieseler'® sind unter Vergniigungsstatten gewerbliche Nutzungsarten
zu verstehen, die sich in unterschiedlicher Auspragung unter Ansprache des Sexual-
, Spiel- und/ oder des Geselligkeitstriebs einer bestimmten gewinnbringenden ,Frei-
zeit" — Unterhaltung widmen. Voraussetzung ist eine standortgebundene Betriebs-
statte und — im Bauplanungsrecht — eine stadtebauliche Relevanz.

Vergniigungsstétten sind, z.B. ... Keine Vergniigungsstétten sind, z.B. ...

o Nachtlokale jeglicher Art (Nachtbars, e Einrichtungen und Anlagen fiir kulturelle

Tanzbars, Grol3stadtvarietés, Strip- Zwecke (Theater jeglicher Art, Kleinkunst-

tease-Lokale usw.) biihnen, Konzertsédle und —hé&user, Licht-
spieltheater)

o Diskotheken e alle Anlagen und Einrichtungen, die sport-

lichen Zwecken i.w.S. dienen

o Spielhallen (Spiel- und Automatenhal- e alle ad hoc Veranstaltungen ohne eigene
len, Spielcasinos, usw.), Wettbliros standortgebundene Betriebsstétte (Jahr-
maérkte, Weihnachtsmérkte, Zirkusveran-

staltungen, Rockkonzerte ...)

Sog. ,kerngebietstypische Vergniigungsstatte“!:

Typisch fur Kerngebiete sind diejenigen Vergnigungsstatten, die als ,zentrale Dienst-
leistungsbetriebe auf dem Unterhaltungssektor” einen gréReren Einzugsbereich ha-
ben und ,fir ein groferes und allgemeines Publikum erreichbar sein sollen” (BVerwG,
Urt. v. 21.2.1986).

Zu der Gruppe der nicht-kerngebietstypischen Vergnigungsstatten (haufig auch als
kleine Vergnlugungsstatten bezeichnet) gehdren also solche Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung oder nach ihrem Umfang nicht typischerweise ihren Standort im
Kerngebiet haben. Was die Zweckbestimmung angeht, zahlen hierzu Vergnugungs-
statten, die der Entspannung und Freizeitbetatigung nur in einem begrenzten Stadt-
bzw. Ortsteil dienen.12

5.2 MaRB der baulichen Nutzung

5.2.1 Grundflachenzahl (GRZ)

Die zulassige Grundflachenzahl (GRZ) gem. § 19 BauNVO wird in dem Gewerbegebiet
mit 0,8 und fir das Gebiet der Rettungswache mit 0,5 als Hochstgrenze festgesetzt und
ermadglicht einen, unter Gesichtspunkten des Bodenschutzes hohen Ausnutzungsgrad.

10 Fickert/Fieseler, Kommentar zur Baunutzungsverordnung, 10. Auflage, Rd.Nr. 22 zu § 4a BauNVO
11

12

aus: Fickert/Fieseler, Kommentar zur Baunutzungsverordnung, 10. Auflage
aus: Ernst-Zinkahn-Bielenberg, BauGB — Kommentar, C.H. Beck Verlag
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Fir den Bereich der Gemeinbedarfsflache darf nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauGB die fest-
gesetzte Grundflachenzahl durch die Grundflachen von

1. Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,

3. baulichen Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Baugrund-
stick lediglich unterbaut wird,

bis zu einer GRZ von 0,8 (iberschritten werden’3, ...; weitere Uberschreitungen in ge-
ringfigigem Ausmalf kénnen zugelassen werden.

5.2.2 Baumassenzahl (BMZ)

Da die Festsetzung von Geschossen und Geschossflachenzahlen als Obergrenzen ins-
besondere in Gewerbegebieten aufgrund der vielfaltigen Nutzungsanspriiche nicht die
geeigneten Instrumente zur stadtebaulichen Ordnung darstellen, wird gem. § 21
BauNVO hier eine Baumassenzahl (BMZ) von 5,0 festgesetzt.

Im Sinne eines sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden soll damit
eine verdichtete Bebauung ermdglicht werden, die, unter Berlcksichtigung der festge-
setzten maximalen Gebaudehdhe, auch der Lage am Siedlungsrand gerecht wird.

Im Bereich der Gemeinbedarfsflache wird auf die Festsetzung einer Baumassenzahl ver-
zichtet, um der Gemeinbedarfseinrichtung einen grofitmoglichen Gestaltungsspielraum
zu gewahrleisten.

5.2.3 Hohe baulicher Anlagen

Im Gewerbegebiet sowie in der Flache fur den Gemeinbedarf ist eine Gebaudehdhe von
max. 12 m zulassig. Bezugspunkt zur Bestimmung ist die Oberkante (OK) des Gebau-
des, in senkrechter Projektion zur Oberkante der angrenzenden Strale (Fahrbahnober-
kante). Uberschreitungen um bis zu 1 m durch untergeordnete Gebaudeteile (z.B. Ober-
lichter, Anlagen zur Be-/Entluftung, Klimatechnik) kdnnen zugelassen werden.

5.3 Uberbaubare Grundstiicksflache

Die Uberbaubaren Grundstucksflachen werden durch Baugrenzen in Form eines Bau-
fensters gem. § 23 BauNVO, das beide Bauflachen zusammenfasst, festgesetzt. Dieses
Baufenster halt zur westlich verlaufenden ErschlieSungsstrale einen Abstand von 5 m
und zu den Ubrigen Randbereichen einen Abstand von 3 m ein.

5.4 Forderung der Sonnenenergienutzung

Bei der Errichtung von Gebauden sind bauliche und sonstige technische Mal3nahmen
zur aktiven Nutzung der solaren Strahlungsenergie auf mindestens 30 % der Dachfla-
chen vorzusehen

13 509. ,GRZ II*
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5.5 VerkehrserschlieBung

Die verkehrliche ErschlieRung der Baugebietsflachen ist Gber den westlich tangierenden
Wirtschaftsweg vorgesehen, der im Stden auf die freie Strecke der Kreisstralle K 123
anbindet. Fur den dazu erforderlichen verkehrsgerechten Ausbau des Wirtschaftsweges
und des Anschlusses an die KreisstralRe werden die, gem. des vorliegenden Ausbauent-
wurfs (siehe Abbildung 4) erforderlichen Flachen in den Geltungsbereich einbezogen
und gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB als ,StralRenverkehrsflachen® festgesetzt.

Der im Norden des Plangebiets bestehende Wirtschaftsweg bleibt in seiner bisherigen
Funktion erhalten und wird als ,Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung — Wirt-
schaftsweg” festgesetzt.

5.5.1 Bauverbots-/ Baubeschrénkungszone entlang der Landesstrafe

Entlang der Kreisstral3e ist die stralRenrechtlichen Bauverbotszone in einer Tiefe von
20 m, gemessen ab dem befestigten Fahrbahnrand, gem. § 23 Abs. 1 Hess. Strallenge-
setz (HStrG) zu bertcksichtigen. Dieser Bereich wird im Bebauungsplan nachrichtlich
dargestellt und ist grundsatzlich von Hochbauten, Aufschittungen, Abgrabungen, Au-
Renwerbung und Nebenanlagen freizuhalten. Dies gilt auch fir baugenehmigungsfreie
bauliche Anlagen sowie fur ober- und unterirdische Anlagen der Ver- und Entsorgung
Dritter.

An diese Zone schlieft sich die 20 m breite Baubeschrankungszone nach § 23 Abs. 2
HStrG an. Innerhalb dieser Zone bedirfen u.a. die Errichtung, Anderung oder Nutzungs-
anderung baulicher Anlagen der Zustimmung durch die StralRenbaubehdrde.

5.6 Sammlung, Verwertung und Versickerung von Niederschlagswasser

Zur Schonung des Wasserhaushaltes und zur Entlastung der kommunalen Abwasser-
anlagen ist das auf den versiegelten Grundstticksflachen und nicht begriinten Dachfla-
chen anfallende Niederschlagswasser auf dem Grundstlick zu versickern und/oder zu
verwerten (z.B. zur Grinflachenbewasserung). Ausnahmen kénnen zugelassen werden
sofern nachweislich wasserwirtschaftliche oder gesundheitliche Belange entgegenste-
hen.

Uberschiissiges Wasser ist verzégert dem nachstgelegenen Vorfluter oder dem 6ffentli-
chen Regenwasserkanal zuzufiihren. Die Erforderlichkeit der Ableitung sowie der zur
Vermeidung von Abflussverscharfungen erforderliche Drosselabfluss ist der Stadt Wet-
ter (Hessen) gegenuber fachlich nachzuweisen.

5.7 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Gemal § 91 Abs. 1 Hess. Bauordnung (HBO) werden zur dufderen Gestaltung der bau-
lichen Anlagen ortliche gestalterische Vorschriften erlassen, die in den Bebauungsplan
als Satzung aufgenommen werden. Sie dienen in erster Linie der Verhinderung grober
Verunstaltungen und der landschaftsgerechten Einbindung der baulichen Anlagen.

Dazu zahlen:

Festsetzungen zur Dachneigung (zwischen 0° und 10°), zum Begrinungsgrad der Dach-
flachen (mind. 50%), zu Werbeanlagen und dem Ausschluss von Schottergarten.
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5.8 Grinordnung

Es werden grunordnerische MaRnahmenempfehlungen zur Einbindung in das Land-
schaftsbild und die Ortsrandlage sowie zum Klima-, Boden- und Wasserschutz in den
Bebauungsplan aufgenommen:

Pflanzbindung

Im Geltungsbereich sind die Anpflanzungen von Baumen und Strauchern mit standort-
gerechten Laubgehdlzen vorzunehmen, ausbreitungsaggressive invasive Arten dirfen
nicht angepflanzt werden.

Grundstlicksein- und -durchgriinung

Die nicht Gberbauten Grundsticksflachen sind als Grinflachen herzustellen (begriinte
Offenbodenflachen, Ansaat mit "Regelsaatgut-Mischung-Krauterrasen", Pflege ohne
Einsatz von Pestiziden und Dingemitteln), welche durch die Anpflanzung von standort-
heimischen Laubbdumen und -Strauchern zu gliedern sind (z.B. durch Gebuschgruppen
aus standortheimischen Heckenarten und Laubbaumen - siehe beispielhafte Pflanzliste
im Umweltbericht).

Bodenschutz

Festsetzungen zur Begrenzung der Versiegelung dienen dem Schutz des Bodens nach
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sowie der Minderung negativer stadtklimati-
scher Effekte durch Begrenzung von Aufheizungseffekten. Dies erfolgt u.a. durch

e die Grundflachenzahl (GRZ),

e Vorschriften zur wasserdurchlassigen Gestaltung der Fullwege und Stellplatzfla-
chen sowie

e Vorschriften zur anteiligen Begrinung der Grundstlicks- und Stellplatzflachen,
e Hinweise zum vorsorgenden Bodenschutz,

e Durchfuihrung einer bodenkundlichen Baubegleitung.

Einfriedungen

Einfriedungen sind so zu gestalten, dass die Wanderungsbewegungen von Kleintieren
bis IgelgréRe nicht behindert werden (Holzzaune, weitmaschige Drahtzaune). Mauern
und Mauersockel sind nicht zulassig, mit Ausnahme von Trockenmauern aus drtlichem
Gestein (z.B. Basalt, Sandstein, u.a.).

Schutz der wildlebenden Tier- und Pflanzenarten

Zum Schutz von lichtempfindlichen Tier- und Pflanzenarten sowie Insekten regelt der
§ 35 Hessisches Naturschutzgesetz (HeNatG) u.a.

e Art, Umfang und Zulassigkeit von kunstlichem Licht (§ 35 Abs. 1-7 HeNatG),
e Gestaltung der Strallenbegleitflachen (§ 35 Abs. 8 HeNatG) sowie
e den Ausschluss von Schottergarten (§ 35 Abs. 9 HeNatG).

Daruber hinaus ist Vegetation generell nicht zu beleuchten oder direkt anzustrahlen und
Beleuchtungsanlagen sollten so gestaltet werden, dass durch die spektrale Zusammen-
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setzung des Lichts (Wahl der Lichtfarbe) eine mdglichst geringe Anlockwirkung entfaltet
wird.

Dariber hinaus wird auf die Vorgaben des Hess. Naturschutzgesetzes zur ,Vermeidung
von Vogelschlag an Glasflachen" (§ 37 HeNatG) sowie innerhalb von Flachen, die fir
eine bauliche Nutzung zugelassen sind zur "Voribergehenden Entnahme von Tieren,
Natur auf Zeit" (§ 40 HeNatG) hingewiesen.

Die Regelungen sind auf den nachfolgenden Planungs- und Ausfihrungsebenen zu be-
achten.

Vegetations- und Wurzelraumschutz

Zum Schutz von Geholzen sind bei allen baulichen oder sonstigen MalRnahmen, von
denen Vegetationsflachen betroffen sein kénnen,

e die DIN 18920 ,Schutz von Baumen, Pflanzbestanden und Vegetationsflachen
bei BaumalRnahmen® sowie

e das DVGW Regelwerk DWA-M 162 ,Baume, unterirdische Leitungen und Ka-
nale”

anzuwenden.

Hinweise:

Die Vorflutfunktion des stdlich verlaufenden StralBengrabens ist bau- und anlagenbe-
dingt jederzeit zu erhalten.

Invasive Pflanzen sog. schwarzer Listen dirfen nicht weiterverbreitet werden. Im Gebiet
vorkommende Arten sind im Zuge der Verkehrswegeunterhaltung gezielt zuriickzudrén-
gen.

Im Rahmen der baulichen Umsetzung bleiben die artenschutzrechtlichen Verbote giiltig.
Im Zweifel haben die verantwortlich Handelnden die zustédndige Naturschutzbehérde zu
informieren und das weitere Vorgehen abzustimmen, etwa bei der konkreten Feststel-
lung einer Vogelbrut in einer entstehenden Bauerwartungsbrache.

Zur Férderung heimischer Arten der Gartenstadte sollten Unterschliipfe in guter rdumili-
cher Verteilung geschaffen und erhalten werden (vgl. Broschiire “Naturschutz an Ge-
bduden” NABU Deutschland).

5.9 Naturschutzrechtlicher Eingriffsausgleich

Unter Berlcksichtigung der Festsetzungen zur Vermeidung und Minderung von Eingrif-
fen wurde, auf Basis der Hessischen Kompensationsverordnung, im Rahmen des Um-
weltberichts (siehe Kapitel 2 des Umweltberichts) ein Biotopwertliberschuss von 15.323
Punkten bilanziert.

Dazu wurde vorgeschlagen, die Punkte in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hoérde des Landkreises Marburg-Biedenkopf formal auf ein Okopunktekonto einzubu-
chen, um sie bei zukunftigen Eingriffen als Ausgleich heranzuziehen.
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5.10 Klimaschutz und Klimaanpassung

Nicht zuletzt aufgrund des UN-Weltklimaberichts ist deutlich geworden, dass die Be-
kampfung des Klimawandels und die Anpassung an den Klimawandel dauerhafte Zu-
kunftsaufgaben auch der Stadte und Gemeinden sind. Diese Aufgaben haben auch eine
stadtebauliche Dimension, der die Gemeinden bei ihren Vorgaben zur 6rtlichen Boden-
nutzung Rechnung tragen sollen'. Mit dem ,Gesetz zur Starkung der klimagerechten
Stadtentwicklung in den Gemeinden“ (BauGB Novelle 2011) wurde zur Starkung des
Klimaschutzes u. a. eine Klimaschutzklausel eingeflgt, die Festsetzungsmaglichkeiten
zum Einsatz und zur Nutzung erneuerbarer Energien bspw. aus der Kraft-Warme-Kopp-
lung erweitert, Sonderregelungen fur die Windenergienutzung eingefligt und die Nutzung
insbesondere von Photovoltaikanlagen an oder auf Gebauden erleichtert. Der neuge-
fasste § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB bestimmt nunmehr, dass die Bauleitplane dazu beitragen
sollen, ,eine menschenwirdige Umwelt zu sichern, die natirlichen Lebensgrundlagen
zu schutzen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbe-
sondere auch in der Stadtentwicklung zu férdern, sowie die stadtebauliche Gestalt und
das Orts- und das Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.“ Die Neu-
regelungen der § 1 Abs. 5 Satz 2, und § 1a Abs. 5 BauGB werten den kommunalen
Klimaschutz auf, verleihen ihm aber keinen Vorrang vor anderen Belangen nach § 1 Abs.
6 BauGB und § 1a BauGB.

Folgende Festsetzungen und Empfehlungen im Bebauungsplan dienen Belangen des
Klimaschutzes:

o Auflagen zur Durchgriinung innerhalb des Baugebiets die, neben der Bedeutung
fir das Kleinklima, auch Lebensraum fir Tiere und Pflanzen darstellt.

¢ Durch die Festsetzungen zur Gestaltung der befestigten Flachen fiur Stellplatze
und FulBwege wird der Versiegelungsgrad verringert. Weitfugiges Pflaster 0.a.
Materialien erlauben das Versickern von Niederschlagswasser (Verbesserung
des Mikroklimas).

e Die mind. anteiligen Nutzung der Dachflachen fir Anlagen zur Nutzung solarer
Strahlungsenergie verringert den Bedarf an externer Energie, die durch Verbren-
nung fossiler Energietrager gewonnen wurde.

e Auch dienen die Hinweise/Empfehlungen zum Hellbezugswert der Oberflachen
sowie gem. § 35 Abs. 9 HeNatG sowie die Festsetzung zum Ausschluss von
Stein-/ Schottergarten einer Verminderung von Aufheizeffekten.

14 aus: Referentenentwurf zum Gesetz zur Starkung der klimagerechten Stadtentwicklung in den Gemeinden

GroR & Hausmann « Bahnhofsweg 22 + 35096 Weimar (Lahn)s FON 06426-92076 + FAX 06426-92077



Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 33 ,,Steinwegswiesen, 1. Anderung“
Stadt Wetter (Hessen), Kernstadt Seite 18

6 Flachenbilanz

Nutzung Flaiche Anteil
Gewerbegebiet 3.594gm 36,6 %
Gemeinbedarf - Rettungswache 2.510gm 25,6 %
Stralienverkehrsflache 3.285gqm 334 %
Wirtschaftsweg 431gm 4,4%
GESAMT 9.820 gqm 100,0 %

7 Begriffsbestimmungen

Grundflachenzahl (GRZ) - 0,5 (Beispiel)

,Die Grundfldchenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Grundflache je Quadratmeter Grundstiicks-
flache ... zuldssig sind” (§ 19 Abs. 1 BauNVO)

Beispiel:

1.000 gm * 0,5 = 500 gm

Bei einer GrundsticksgroRe von 1.000 gm dirfen maximal 500 gm
Grundflache Uberbaut werden. Die Grundflachen von Garagen, Stellplat-
zen mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen und baulichen Anlagen un-
terhalb der Erdoberflache sind vollstandig mit einzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 BauNVO darf die zulassige Grundflache durch die zuvor
genannten Grundflachen bis zu einer Grundflachenzahl von 0,8 Uber-
schritten werden. Weitere Uberschreitungen in geringfiigigem Ausmaf
kénnen zugelassen werden.

Baumassenzahl (BMZ) — 8,0 (Beispiel)

»,Die Baumassenzahl gibt an, wie viel Kubikmeter (kbm) Baumasse je Quadratmeter Grundstiicks-
flache ... zulassig sind.” (§ 21 Abs. 1 BauNVQ)

Beispiel:

Baugrenze

1.000 gm * 5,0 = 5.000 kbm

Bei einer GrundstticksgréRe von 1.000 gm darfen maximal 5.000 kbm,
Raum umbaut werden. Die Baumasse ist nach den AuRenmalien der Ge-
baude vom Fullboden des untersten Vollgeschosses bis zur Decke des
obersten Vollgeschosses zu ermitteln. Die Baumassen von Aufenthalts-
rdumen in anderen Geschossen einschlief3lich ihrer Umfassungswande
und Decken sind mitzurechnen.

LIst eine Baugrenze festgesetzt, so diirfen Gebdude und Gebéaudeteile diese nicht iiberschreiten.
Ein Vortreten von Geb&udeteilen in geringfligigem Ausmall kann zugelassen werden.“ (§ 23 Abs.

3 BauNVO)

Stadt Wetter (Hessen) Februar 2026
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